Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2315 


Sachgebiet 707 

Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung des Zonenrandgebietes 

— Drucksachen VI/1548, ^ Vl/1548, Vi/2287 — 

und 

zu dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung des Zonenrandgebietes 
(Zonenrandförderungsgesetz) 

— Drucksachen Vl/796, Vl/2287 — 


Bericht des Abgeordneten Wohlrabe 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage ver- 
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf soll mehr als bisher das 
Zonenrandgebiet gefördert werden. Die besonderen 
Förderungsmaßnahmen für dieses Gebiet sind bisher 
nur auf Teilgebieten gesetzlich geregelt, z. B. im In- 
vestitionszulagengesetz, im Gesetz über die Besteue- 
rung des Straßengüterverkehrs, im Güterkraftver- 
kehrsgesetz. Im übrigen beruhten sie auf Verwal- 
tungsmaßnahmen. Das galt besonders für die wirt- 
schaftliche Förderung im Rahmen des Regionalen 
Förderungsprogramms und für das kulturelle Förde- 
rungsprogramm. Dieses gesetzesfreie Fördersystem 
hatte den Vorteil, daß jederzeit den vielschichtigen 
und sich ändernden Auswirkungen der Teilung 
Deutschlands mit den jeweils dafür geeigneten Maß- 
nahmen entgegengewirkt und die für die Förderung 
des Zonenrandgebietes verfügbaren Haushaltsmittel 
von Bund und Ländern unter größtmöglicher Effi- 
zienz eingesetzt werden konnten. 


Im Anschluß an das Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" soll nunmehr auch die Zonenrand- 
förderung auf eine gesetzliche Grundlage gestellt 
werden. 

Der Gesetzentwurf sichert einerseits die bisheri- 
gen Förderungsmaßnahmen und -Präferenzen für 
das Zonenrandgebiet gesetzlich ab, ermöglicht es 
aber andererseits der Exekutive, auch in Zukunft in 
dem vom Gesetz gegebenen Rahmen durch Verwal- 
tungsanordnungen und Richtlinien die Hilfsmaßnah- 
men im einzelnen so auszugestalten, daß eine 
höchstmögliche Effizienz erreicht wird. 

Die Durchführung der in diesem Gesetz genannten 
Maßnahmen erfolgt im Rahmen der im jeweiligen 
Bundeshaushaltsplan hierfür bereitgestellten Mittel 
(§ 8 des Gesetzentwurfs). Die für 1971 bereits bewil- 
ligten zusätzlichen 80 000 000 DM sind auf die Einzel- 
pläne 15 mit 23 000 000 DM, 06 mit 7 000 000 DM, 
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11 mit 30 000 000 DM, 25 mit 10 000 000 DM und 27 
mit 10 000 000 DM verteilt. 

Nadi § 3 des Gesetzentwurfs ist ein Steuerausfall 
in Höhe von 20 000 000 bis 30 000 000 DM möglich. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen vorge- 
schlagenen Fassung des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 15. Juni 1971 


Der Haushaltsaussdiuß 

Leicht Wohlrabe 

Vorsitzender Berichterstatter 
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